
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

Was ist TTIP? 
 
TTIP (Transatlantic Trade and Investment Partnership) ist das geplante 
Freihandelsabkommen zwischen den USA und der Europäischen Union. TTIP 
soll dazu dienen, den Handel von Gütern und Dienstleistungen zwischen den 
USA und der Europäischen Union zu verbessern, bestehende 
Handelshemmnisse zu beseitigen und die niedrigen Zölle zu senken. 
 
Wer verhandelt TTIP? 
 
Das TTIP-Abkommen wird zwischen Mitarbeitern der EU-Kommission, 
federführend ist die Generaldirektion Handel (DG Trade), und der US-
Administration verhandelt. Bei den Verhandlungen werden der jeweiligen 
Seite Liberalisierungsangebote unterbreitet und Liberalisierungsforderungen 
gestellt. Insgesamt sind 15 Verhandlungsrunden vorgesehen, die 
abwechselnd in Brüssel und in Washington stattfinden. Der 
Handelsausschuss des Europäischen Parlaments wird regelmäßig über den 
Fortschritt der Verhandlungen unterrichtet. 
 
Was ist Grundlage der Verhandlungen? 
 
Verhandlungsgrundlage ist das von den europäischen Staats- und 
Regierungschefs im Juni 2013 verabschiedete Verhandlungsmandat. Im 
Verhandlungsmandat wird beschrieben, das es sich um ein umfassendes 
Liberalisierungsabkommen handeln soll. Das Mandat ist in verschiedene 
Kapitel (unter anderem: Marktzugang, Dienstleistungshandel und 
Niederlassung, Investitionsschutz, öffentliches Beschaffungswesen, 
Regulierungsfragen und nicht-tarifäre Handelshemmnisse, Rechte des 
geistigen Eigentums, Zoll und Handelserleichterungen) unterteilt.  
 
Positiv- oder Negativlisten? 
 
In bisherigen Freihandelsabkommen wurde in sogenannten Positivlisten 
beschrieben, welche Bereiche von dem Abkommen erfasst werden sollen. 
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Bei TTIP soll statt in Positiv- in Negativlisten erfasst werden, welche Bereiche 
nicht vom Abkommen erfasst werden. Das bedeutet, dass jetzt festgelegt 
wird, welche künftigen Geschäftsfelder vom Abkommen nicht berührt 
werden sollen. Gerade mit Blick auf die sich dynamisch entwickelnden 
digitalen Verbreitungswege kann heute jedoch noch nicht abgeschätzt 
werden, welche Bereiche besser ausgenommen würden. 
 
Rückholklausel 
 
Eine Rückholklausel ist bislang nicht vorgesehen. Das heißt, dass einmal 
liberalisierte Bereiche später nicht mehr ausgenommen werden können. 
Anders als bei Bundes- oder Landesgesetzen, die durch neue Gesetze 
revidiert oder novelliert werden können, sind einmal eingegangene 
Liberalisierungsverpflichtungen nicht wieder rückgängig zu machen. 
 
Investitionsschutz  
 
Investitionsschutz im TTIP-Abkommen bedeutet, dass US-amerikanische 
Unternehmen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union wie 
inländische Unternehmen und umgekehrt Unternehmen aus den EU-
Mitgliedstaaten in den USA wie inländische Unternehmen behandelt 
werden. Das heißt, dass US-amerikanischen Unternehmen von den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union Rechte wie Inländerbehandlung, 
Schutz vor Enteignung oder auch Kapital- und Ertragstransfer eingeräumt 
werden.  
 
Im Abkommen ist ein Investor-Staat-Schiedsverfahren (ISDS) vorgesehen. 
Das heißt, dass Investoren Staaten verklagen können, wenn sie ihre 
Geschäftstätigkeit durch politische Entscheidungen beeinträchtigt sehen. Die 
Verhandlungen finden vor einem internationalen Schiedsgericht statt, 
dessen Entscheidungen bindend sind. Es gibt keine Revisionsmöglichkeit. 
Investor-Staat-Schiedsverfahren werden üblicherweise zwischen Staaten 
vereinbart, die über kein vergleichbares Rechtssystem verfügen.  
 
Was passiert nach den Verhandlungen? 
 
Der zwischen der EU-Kommission und der US-Administration verhandelte 
Vertragstext muss dem Europäischen Parlament und dem Europäischen Rat, 
also den Staat- und Regierungschefs zur Abstimmung vorgelegt werden. Das 
voraussichtlich über tausend Seiten umfassende Vertragswerk muss vor der 
Abstimmung im Europäischen Rat und im Europäischen Parlament juristisch 
geprüft und in die Sprachen der EU-Mitgliedstaaten übersetzt werden. 
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Gegenwärtig ist noch unklar, ob das Abkommen als gemischtes Abkommen 
klassifiziert wird. Als solches Abkommen müsste es auch von den nationalen 
Parlamenten der EU-Mitgliedstaaten ratifiziert werden. In Deutschland wäre 
zusätzlich die Zustimmung des Bundesrats erforderlich.  
 
Was heißt das für die Kultur? 
 
Der Kulturbereich wurde im Verhandlungsmandat von den Verhandlungen 
nicht ausgenommen. Lediglich für audiovisuelle Medien wurde im 
Dienstleistungskapitel eine Ausnahme formuliert. In allen anderen Kapiteln, 
wie beispielsweise dem Investitionskapitel, kann über audiovisuelle Medien 
verhandelt werden. Verschiedene Kultursektoren, wie zum Beispiel das 
Pressewesen oder Zirkusse, wurden bei vorherigen Verhandlungen im 
Kontext der Welthandelsorganisation bereits liberalisiert, sodass die EU-
Kommission hier kaum Verhandlungsspielräume für Schutzmaßnahmen hat.  
 
Im Vorspann des Verhandlungsmandats wird auf die „UNESCO-Konvention 
über den Schutz und die Förderung der kulturellen Vielfalt“ eingegangen; 
dies hat allerdings nur deklaratorischen Charakter und entfaltet keine 
unmittelbare Schutzwirkung für den Kultur- und Mediensektor in der 
Europäischen Union. Da die USA die „UNESCO-Konvention über den Schutz 
und die Förderung der kulturellen Vielfalt“ nicht ratifiziert haben, hat sie 
keine bindende Wirkung für sie. 
 
Im Kulturbereich ist neben der öffentlichen Kulturförderung vor allem die 
Kulturwirtschaft betroffen. In Europa und speziell auch in Deutschland gibt 
es eine ausdifferenzierte Kulturwirtschaft. Viele kulturwirtschaftliche Güter 
und Dienstleistungen sind sprachgebunden. Sie werden vor allem für den 
nationalen und gegebenenfalls europäischen Markt erstellt. 
Kulturwirtschaftliche Güter und Dienstleistungen werden nur zu einem 
kleinen Teil in die USA exportiert. Demgegenüber werden US-amerikanische 
Güter und Dienstleistungen zu einem erheblichen Teil nach Europa 
exportiert. Das heißt, dass für die europäische Kulturwirtschaft durch eine 
Marktliberalisierung kaum signifikante Gewinne zu erwarten sind. 
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